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Keine Null-Euro-Jobs in Gelsenkirchen

Die Fraktion DIE LINKE beantragt, den Punkt „Keine Null-Euro-Jobs in Gelsenkirchen“ auf die Tagesordnung der Ratssitzung am 11.09.2014 zu setzen.

Inhalt

Die Fraktion DIE LINKE beantragt, den Punkt „Keine Null-Euro-Jobs in Gelsenkirchen“ auf die Tagesordnung zu setzen und stellt dazu folgenden Entschließungsantrag:
Der Rat der Stadt beschließt:
Die Einrichtung von Aktivcentern, wie sie in der Freien und Hansestadt Hamburg  derzeit in der Planung sind und die der Vermittlung vor allem langzeitarbeitsloser Menschen in befristete und unbezahlte Beschäftigung dienen sollen, stellen für die Stadt Gelsenkirchen keine  Alternative dar.
Mit der Initiative „Gelsenkirchener Appell“ hat die Stadt sich selbst verpflichtet, sich für einen öffentlichen Arbeitsmarkt einzusetzen, der sozialversicherungspflichtige Beschäftigung schafft. 
Aus diesem Grund spricht sich der Rat der Stadt Gelsenkirchen dafür aus, die Anstrengungen zur Umsetzung des Gelsenkirchener Appells weiterzuführen und zu intensivieren.  

Begründung:

Das Hamburger Konzept der sog. Null-Euro-Jobs fußt auf Paragraph 16 Absatz 1 Sozialgesetzbuch (SGB) II in Verbindung mit Paragraph 45 SGB III. Auf diesem Weg versucht der Sozialsenat offenbar, die Schutzvorschriften des Paragraphen 16 d SGB II auszuhebeln, der für Ein-Euro-Jobs noch klare Vorgaben enthält: Eine Mehraufwandsentschädigung ist zu gewährleisten, ebenso der Arbeitsschutz und die Berücksichtigung des Bundesurlaubsgesetzes. Das Bundessozialgericht hatte zudem geurteilt, ein solcher Job müsse das Kriterium der Zusätzlichkeit erfüllen; reguläre Jobs dürfen nicht durch ihn verdrängt werden.


In Hamburg soll nun offensichtlich versucht werden, all diese Pflichten zu umgehen.
Angesichts dauerhaft fehlender regulärer Beschäftigungsverhältnisse und der daraus resultierenden anhaltend hohen Langzeitarbeitslosigkeit in Gelsenkirchen stellen wir fest, dass es keinen Bedarf gibt für weitere, in Bezug auf ihre Zielsetzung der Eingliederung in den Arbeitsmarkt meist erfolglose Maßnahmen für  langzeiterwerbslose Menschen. Die Vermittlungsquote bei den 1-Euro-Jobs in den Ersten Arbeitsmarkt ist, das zeigen alle Studien, verschwindend gering.  
DIE LINKE setzt sich für eine aktive Arbeitsmarktpolitik ein, die sich in besonderem Maße für all diejenigen Menschen engagiert, die schlechte Chancen auf dem Arbeitsmarkt haben. Eine öffentlich geförderte Beschäftigung muss daher sinnvolle und tariflich bezahlte Arbeitsplätze anbieten. Diese sollten besonders dort geschaffen werden, wo der Markt Bedürfnisse im sozialen, kulturellen und ökologischen Bereich nicht abdeckt. Diese Bereiche gibt es auch in Gelsenkirchen reichlich. Die Annahme dieser Arbeitsplätze muss dabei freiwillig sein.
Mit freundlichen Grüßen
Martin Gatzemeier

Fraktionsvorsitzender
